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Gesetzentwurf 

Hannover, den 17.12.2019 

Der Niedersächsische Ministerpräsident 

Entwurf eines Zustimmungsgesetzes zum Staatsvertrag über datenschutzrechtliche Anpas-

sungen am „Dataport-Staatsvertrag“ zwischen dem Land Schleswig-Holstein, der Freien und 

Hansestadt Hamburg, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, der Freien Hansestadt Bremen, 

dem Land Niedersachsen und dem Land Sachsen-Anhalt 

Frau 

Präsidentin des Niedersächsischen Landtages 

Hannover 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

anliegend übersende ich den von der Landesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Zustimmungsgesetzes zum Staatsvertrag über datenschutzrechtliche 

Anpassungen am „Dataport-Staatsvertrag“ zwischen dem Land Schleswig-Holstein, der 

Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, der Freien 

Hansestadt Bremen, dem Land Niedersachsen und dem Land Sachsen-Anhalt 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlussfassung des Landtages herbeizuführen. Gleichzeitig 

beantrage ich, den Gesetzentwurf gemäß § 24 Abs. 2 Satz 1 der Geschäftsordnung des Nieder-

sächsischen Landtages sogleich an einen Ausschuss zu überweisen.  

Federführend ist das Finanzministerium. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Stephan Weil 
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Entwurf 

Gesetz  

zum Staatsvertrag über datenschutzrechtliche Anpassungen am „Dataport-Staatsvertrag“ 

zwischen dem Land Schleswig-Holstein, der Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land 

Mecklenburg-Vorpommern, der Freien Hansestadt Bremen, dem Land Niedersachsen und 

dem Land Sachsen-Anhalt 

Artikel 1 

(1) Dem am 29. November 2019 unterzeichneten Staatsvertrag über datenschutzrechtliche 

Anpassungen am „Dataport-Staatsvertrag“ zwischen dem Land Schleswig-Holstein, der Freien und 

Hansestadt Hamburg, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, der Freien Hansestadt Bremen, dem 

Land Niedersachsen und dem Land Sachsen-Anhalt wird zugestimmt. 

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 in Kraft tritt, ist im Niedersächsi-

schen Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt zu machen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. 
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Staatsvertrag 

über datenschutzrechtliche Anpassungen am „Dataport-Staatsvertrag“  

zwischen dem Land Schleswig-Holstein, der Freien und Hansestadt Hamburg,  

dem Land Mecklenburg-Vorpommern, der Freien Hansestadt Bremen,  

dem Land Niedersachsen und dem Land Sachsen-Anhalt 

Das Land Schleswig-Holstein, vertreten durch den Ministerpräsidenten, das Land Mecklen-

burg-Vorpommern, vertreten durch die Ministerpräsidentin, die Freie und Hansestadt Hamburg, ver-

treten durch den Senat, die Freie Hansestadt Bremen, vertreten durch den Senat, das Land Nie-

dersachsen, vertreten durch den Ministerpräsidenten, und das Land Sachsen-Anhalt, vertreten 

durch den Ministerpräsidenten, schließen vorbehaltlich der Zustimmung ihrer verfassungsmäßig 

berufenen Organe folgenden Staatsvertrag, der den Staatsvertrag zwischen dem Land Schleswig-

Holstein und der Freien und Hansestadt Hamburg über die Errichtung von Dataport als rechtsfähige 

Anstalt des öffentlichen Rechts vom 27. August 2003 in der Fassung des Änderungsstaatsvertrags 

für den Beitritt des Landes Sachsen-Anhalt vom 6. August 2013 bis 27. September 2013 ändert: 

Artikel 1 

Der Staatsvertrag zwischen dem Land Schleswig-Holstein und der Freien und Hansestadt 

Hamburg über die Errichtung von „Dataport“ als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts vom 

27. August 2003 in der Fassung des Staatsvertrages über den Beitritt des Landes Sachsen-Anhalt 

vom 6. August 2013 bis 27. September 2013 wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Dataport erbringt für die öffentlichen Verwaltungen des Landes Schleswig-Holstein, ein-

schließlich der Kommunalverwaltungen, der Freien und Hansestadt Hamburg, der Freien 

Hansestadt Bremen und des Landes Sachsen-Anhalt sowie weiterer Träger (§ 1 Absatz 1 

Satz 4) Leistungen auf dem Gebiet der Informations- und Kommunikationstechniken als integ-

raler Bestandteil des Verwaltungshandelns.“ 

2. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch Dataport und ihre Nie-

derlassungen gilt neben den Vorschriften der Verordnung (EU) 2016/679
1
 das Landes-

datenschutzgesetz für das Land Schleswig-Holstein. 

(2) Verarbeitet Dataport oder eine ihrer Niederlassungen personenbezogene Daten 

für öffentliche Stellen aus einem Trägerland, finden neben der Datenschutz-

Grundverordnung die jeweiligen landesrechtlichen Vorschriften über den Datenschutz 

Anwendung.“ 

b) Die Absätze 2a bis 2d werden gestrichen. 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die oder der Landesbeauftragte für Datenschutz des Landes Schleswig-

Holstein ist federführende Aufsichtsbehörde über Dataport. Verarbeitet Dataport oder ei-

ne ihrer Niederlassungen personenbezogene Daten für die öffentlichen Stellen aus ei-

nem Trägerland, ist die Aufsichtsbehörde des jeweiligen Trägerlandes zuständige Auf-

sichtsbehörde nach der Datenschutz-Grundverordnung und den jeweiligen landesrechtli-

chen Vorschriften über den Datenschutz. Soweit personenbezogene Daten im Anwen-

dungsbereich der Abgabenordnung für die Finanzbehörden verarbeitet werden, ist die 

                                                           

 
1
)  Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 

natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 S. 1, zuletzt ber. 2018 ABl. 
L 127 S. 2). 
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oder der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit nach § 8 

des Bundesdatenschutzgesetzes zuständige und federführende Aufsichtsbehörde.“ 

d) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Dataport kann mit dem Betrieb automatisierter Verfahren, die die Übermittlung 

personenbezogener Daten durch Abruf (Abrufverfahren) oder die mehreren Verantwortli-

chen gemeinsam die Verarbeitung personenbezogener Daten aus einem Datenbestand 

(gemeinsames Verfahren) ermöglichen, beauftragt werden, soweit dies unter Berück-

sichtigung der schutzwürdigen Interessen der betroffenen Personen und der Aufgaben 

der beteiligten Verantwortlichen angemessen ist. Die beteiligten Verantwortlichen treffen 

als gemeinsam Verantwortliche eine Vereinbarung gemäß Artikel 26 Absatz 1 DSGVO.“ 

Artikel 2 

(1) Der Staatsvertrag tritt mit Hinterlegung der letzten Ratifizierungsurkunde in Kraft. Die Rati-

fikationsurkunden sind in der Staatskanzlei des Landes Schleswig-Holstein zu hinterlegen. 

(2) Die Staatskanzlei teilt den beteiligten Ländern die Hinterlegung gemäß Absatz 1 mit. 
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Für das Land Schleswig-Holstein, 

Berlin, den 29.11.2019 Daniel G ü n t h e r  

 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg 

Berlin, den 29.11.2019 Peter T s c h e n t s c h e r  

 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern 

Berlin, den 29.11.2019 Manuela S c h w e s i g  

 

Für die Freie Hansestadt Bremen 

Berlin, den 29.11.2019 Andreas B o v e n s c h u l t e  

 

Für das Land Niedersachsen 

Berlin, den 29.11.2019 Stephan W e i l  

 

Für das Land Sachsen-Anhalt 

Berlin, den 29.11.2019 Michael R i c h t e r  
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Gesetz 

Der am 29. November 2019 unterzeichnete Staatsvertrag bedarf der Zustimmung des Niedersäch-

sischen Landtages, weil er sich auf Gegenstände der Landesgesetzgebung bezieht (Artikel 35 

Abs. 2 der Niedersächsischen Verfassung). Dazu ist ein Zustimmungsgesetz erforderlich. 

1. Anlass und Ziel des Staatsvertrages 

Durch diesen Staatsvertrag wird der Staatsvertrag zwischen dem Land Schleswig-Holstein und der 

Freien und Hansestadt Hamburg über die Errichtung von Dataport als rechtsfähige Anstalt des öf-

fentlichen Rechts vom 27. August 2003 (GVOBl. Schl.-H. 2003 S. 557) in der Fassung des Ände-

rungsstaatsvertrags für den Beitritt Sachsen-Anhalts vom 6. August/27. September 2013 (GVOBl. 

Schl.-H. 2013 S. 511) geändert. 

Die Änderungen sind durch das Inkrafttreten der Datenschutz-Grundverordnung und die entspre-

chenden Anpassungen der jeweiligen Landesdatenschutzgesetze notwendig geworden. Im Hinblick 

auf absehbare umsatzsteuerrechtliche Änderungen wurde der Staatsvertrag geschärft. 

2. Haushaltsmäßige Auswirkungen 

Mit dem Staatsvertrag sind keine Kosten und keine haushaltsmäßigen Auswirkungen verbunden. 

3. Auswirkungen auf die Umwelt, auf die Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und 

Männern, auf Menschen mit Behinderung und auf Familien 

Der Staatsvertrag hat keine Auswirkungen auf die vorgenannten Bereiche. 

 

B. Besonderer Teil 

I. Gesetz 

Zu Artikel 1: 

Artikel 1 enthält die nach Artikel 35 Abs. 2 der Niedersächsischen Verfassung erforderliche Zu-

stimmung des Niedersächsischen Landtages und Bestimmungen über die Bekanntmachung des 

Inkrafttretens des Staatsvertrages. 

Absatz 1 enthält den Zustimmungsbeschluss des Niedersächsischen Landtages. 

Absatz 2 regelt die Veröffentlichung des Staatsvertrages.  

Absatz 3 betrifft das Inkrafttreten des Staatsvertrages. 

Zu Artikel 2: 

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

II. Staatsvertrag 

Zu Artikel 1: 

Zu Nummer 1 (§ 3 Abs. 1 Satz 1): 

Vor dem Hintergrund der ab dem 1. Januar 2021 verbindlich anzuwendenden Änderungen im Um-

satzsteuerrecht zur Besteuerung der öffentlichen Hand (§ 2 b des Umsatzsteuergesetzes - UStG) 

bringt der geänderte § 3 Abs. 1 Satz 1 zum Ausdruck, dass Dataport als juristische Person des öf-

fentlichen Rechts für die öffentlichen Verwaltungen Leistungen erbringt, die einen integralen Be-

standteil des Verwaltungshandelns ausmachen. Insoweit hat Dataport den gesetzlichen Auftrag, die 

öffentlichen Verwaltungen der Träger mit Informations- und Kommunikationstechniken zu unterstüt-

zen. Die Schärfung des Staatsvertrags in diesem Punkt soll die mögliche umsatzsteuerrechtliche 
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Beurteilung unterstützen, dass Dataport mit diesen Tätigkeiten nicht als Unternehmer im Sinne des 

§ 2 b Abs. 1 in Verbindung mit § 2 UStG gilt.“ 

Zu Nummer 2 (§ 15 – Datenschutz, Sicherheitsüberprüfungen): 

Absatz 1 

Absatz 1 bezweckt, das schleswig-holsteinische Landesdatenschutzgesetz neben der Datenschutz-

Grundverordnung immer dann anzuwenden, wenn kein anderes Landesdatenschutzgesetz ein-

schlägig ist. Insoweit entspricht diese Regelungsstruktur der allgemeinen Regelung zur Anwendung 

des schleswig-holsteinischen Landesrechts aus § 1 Abs. 2 des Dataport-Staatsvertrages. 

Absatz 2 

Dataport hat die jeweiligen landesrechtlichen Regelungen bei der Verarbeitung personenbezogener 

Daten zu beachten. Zwar ist im Anwendungsbereich der Datenschutz-Grundverordnung von glei-

chen Anforderungen auszugehen, doch konnten die Landesgesetzgeber im Rahmen der Daten-

schutz-Grundverordnung stellenweise und im Rahmen der Umsetzung der Richtlinie (EU) 

2016/680
2
 gänzlich eigene Regelungen erlassen. Zu den entsprechenden landesrechtlichen Vor-

schriften zählen auch fachspezifische datenschutzrechtliche Regelungen. 

Absatz 3 

In Absatz 3 Satz 1 ist in Entsprechung zu Absatz 1 die oder der Landesbeauftragte für Datenschutz 

des Landes Schleswig-Holstein federführende Aufsichtsbehörde. In Absatz 3 Satz 2 ist in Entspre-

chung zu Absatz 2 die Aufsichtsbehörde des jeweiligen Trägerlandes für ihren Hoheitsbereich zu-

ständig. Absatz 3 Satz 3 bildet spezielle steuerrechtliche Regelungen für den Datenschutz ab. Da-

nach besteht keine Zuständigkeit der oder des (jeweiligen) Landesbeauftragten für den Daten-

schutz, sondern eine Zuständigkeit der oder des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die 

Informationsfreiheit. 

Absatz 5 

Absatz 5 schafft eine trägerübergreifende einheitliche Rechtsgrundlage für den Betrieb von Abruf-

verfahren und gemeinsamen Verfahren. 

Der Absatz regelt die Voraussetzungen, unter denen Abrufverfahren und gemeinsame Verfahren 

zulässig sind. Automatisierte Abrufverfahren sind Verfahren, bei denen gespeicherte oder durch 

Datenverarbeitung gewonnene personenbezogene Daten an Dritte in der Weise übermittelt wer-

den, dass die personenbezogenen Daten durch den datenverarbeitenden Verantwortlichen zum 

Abruf bereitgehalten werden und der Abruf durch eine oder einen anderen Verantwortlichen erfolgt. 

Gemeinsame Verfahren sind Verfahren, bei denen datenverarbeitende Verantwortliche Daten im 

Wege automatisierter Abrufverfahren abrufen und auf diese Daten direkt zugreifen und sie unmit-

telbar verarbeiten können. Bei gemeinsamen Verfahren handelt es sich um eine einheitliche Platt-

form, die von mehreren Verantwortlichen gemeinsam zu einem bestimmten Zweck mehrdimensio-

nal betrieben wird und bei der die Verantwortlichkeiten auf die beteiligten Verantwortlichen unter-

schiedlich verteilt sind. 

Gemäß Satz 1 kann Dataport mit dem Betrieb von Abrufverfahren und gemeinsamen Verfahren 

beauftragt werden, soweit dies unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Interessen der betroffe-

nen Personen und der Aufgaben der beteiligten Verantwortlichen angemessen ist. Bei der vorzu-

nehmenden Verhältnismäßigkeitsprüfung sind auf der einen Seite die durch die Verfahren entste-

henden Gefährdungen für die Grundrechte und Freiheiten der betroffenen Personen und auf der 

anderen Seite der Bedarf an derartigen Verfahren, der aufgrund der Aufgaben der beteiligten Ver-

antwortlichen besteht, zu berücksichtigen. 

                                                           

 
2
)  Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz na-

türlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum 
Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung 
sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates (ABl. 
EU Nr. L 119 S. 89; 2018 Nr. L 127 S. 9). 
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Die Regelungsbefugnis ergibt sich aus Artikel 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. e in Verbindung mit 

Abs. 2 und 3 der Datenschutz-Grundverordnung. 

Gemäß Satz 2 treffen die beteiligten Verantwortlichen als gemeinsam Verantwortliche eine Verein-

barung gemäß Artikel 26 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung. Gemeinsam Verantwortliche 

sind nach Artikel 26 Abs. 1 Satz 1 der Datenschutz-Grundverordnung zwei oder mehr Verantwortli-

che, die gemeinsam die Zwecke der und die Mittel zur Verarbeitung festlegen. Dies ist bei gemein-

samen Verfahren der Fall. Gemäß Artikel 26 Abs. 1 Satz 2 der Datenschutz-Grundverordnung ha-

ben die gemeinsam Verantwortlichen in einer Vereinbarung in transparenter Form festzulegen, wer 

von ihnen welche Verpflichtung gemäß der Datenschutz-Grundverordnung erfüllt, sofern und soweit 

die jeweiligen Aufgaben der Verantwortlichen nicht durch Rechtsvorschriften der Europäischen 

Union oder der Mitgliedstaaten, denen die Verantwortlichen unterliegen, festgelegt sind. Da derarti-

ge Rechtsvorschriften nicht existieren, haben die gemeinsam Verantwortlichen eine Vereinbarung 

gemäß Artikel 26 Abs. 1 Satz 2 der Datenschutz-Grundverordnung zu treffen. 

Zu Artikel 2:   

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Staatsvertrages. 

 

(Verteilt am 19.12.2019) 
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